
Kritik an Halsdorf-Vorschlägen

Liberale Demokratie statt CSV-Technokratie
DP hat eigene Vorstellung in Sachen Verwaltungsstrukturen

Mogelpackung oder alternatives Konzept? Die DP kann mit den Vorschlägen des Innenministers
nicht viel anfangen. (Karikatur: Olivier Jaminon)

Vor kurzem stellte Innenminister Jean-
Marie Halsdorf der parlamentarischen
Spezialkommission zur territorialen
Neuordnung sein Konzept für neue
Verwaltungsstrukturen vor, sprich die
Reorganisation der Gemeinden. Die
DP-Opposition kann mit den Ideen des
Ministers nicht viel anfangen und
stellte gestern ein „Alternativkonzept“
vor.

Wie würden wir reagieren,
wenn Brüsseler EU-Techno-

kraten plötzlich auf die Idee kä-
men, die Mitgliedstaaten aus Ef-
fizienz-Gründen zusammenzule-
gen?“, so DP-Leader Claude
Meisch einleitend.

Wie in der EU müsse auch auf
nationaler Ebene das Prinzip der
Subsidiarität einem Diktat von
oben Einhalt gebieten.

Die Liberalen würden andere
Schwerpunkte setzen als der In-
nenminister, dessen Ideen nicht
sehr kohärent seien. Meisch
stellt die Behauptung in Frage,
die kleinen Gemeinden des Lan-
des könnten ihren Aufgaben
nicht mehr gerecht werden: „Ich
warte heute noch auf konkrete
Beispiele, die diese Aussage be-
legen würden“.

Woher kommen die 3 000?
Die magische Zahl einer nötigen
„masse critique“ von 3 000 Ein-
wohnern, damit die Gemeinde
als Dienstleistungsbetrieb funk-
tionieren könne, sei zudem völlig
aus der Luft gegriffen. Man warte
auf eine überzeugende Studie,
die diese Zahl rechtfertige. Den
Liberalen widerstrebt, dass eine
minimale Einwohnerzahl von
3 000 Bürgern faktisch einer
kompletten Abschaffung der Ma-
jorzwahl zu Gunsten des Pro-
porzsystems gleichkomme.
Meisch will aber nicht gelten las-
sen, dass die DP dies aus Angst
um ihre eigenen Bürgermeister
in den kleinen Gemeinden be-
fürchtet.

Das Verschwinden der Majorz-
gemeinden verletze eine Luxem-
burger Tradition und sei auch
nicht im Interesse der Wähler.
Die Gemeindeverbände, die In-

nenminister Halsdorf einführen
will, könne man nicht diktieren,
so Meisch. Es sei überhaupt nicht
klar, wie sich der Minister eine
Übergangsphase vorstellen wür-

de. Was geschieht mit den Kom-
munen, die sich in Gemeindesyn-
dikaten verpflichtet haben, fragt
sich der DP-Chef. Viele Detailfra-
gen seien im Halsdorf-Konzept

noch offen. Der Minister
sei falsch an dieses Dos-
sier herangegangen, so
das liberale Urteil. Ob-
wohl die DP nicht be-
streiten will, dass Hand-
lungsbedarf besteht.
„Wir brauchen Refor-
men“, meinte Meisch.
Im Gegensatz zu den
Christlichsozialen setze
die DP aber nicht auf
Technokratie, sondern
Demokratie.

Die Liberalen stören
sich vor allem an den
von Halsdorf vorge-
schlagenen „représen-
tants territoriaux de
l’Etat“, die den Staat in
den sechs Planungsre-
gionen vertreten sollen.
Der Staat wolle mit die-
ser Struktur auf Kosten
der Gemeindeautono-
mie in regionale und
kommunale Belange
eingreifen, befürchtet
die DP. Eine dritte Ver-
waltungsebene zwi-
schen Staat und den Ge-
meinden bringe in
einem kleinen Land nur
zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand und
sorge für weniger trans-
parente Entscheidungs-
strukturen. Für die DP
entstünde damit ledig-
lich ein weiteres demo-
kratisches Defizit.

Die DP bedauert, dass
bisherige Erfahrungen
und Erfolge in der regio-
nalen Zusammenarbeit
nicht genügend berück-
sichtigt wurden. Viele
Gemeinden würden be-
reits freiwillig zu-
sammenarbeiten und
könnten ihren Bürgern
somit punktuell bessere
Dienstleistungen anbie-
ten. Anstatt diese positi-

ven Ansätze zu fördern, würden
diese Anstrengungen zunichte
gemacht.

Die für die notwendige überre-
gionale Koordination erforderli-

chen Instrumente wie die „plans
sectoriels“ und die Regionalsyn-
dikate seien längst vorhanden
und müssten vom Staat und den
Gemeinden nur verstärkt be-
nutzt und berücksichtigt werden.

Erzwungene Fusionen von Ge-
meinden und Verbänden von
Kommunen vergrößerten die
Distanz zwischen Politikern,
Verwaltung und Bürgern.

Das Papier des Innenministers
könne wegen der verschiedenen
Kritikpunkte nicht als Diskussi-
onsgrundlage für eine sachliche
und konsensorientierte Debatte
um die zukünftige Gestaltung des
Gemeindewesens dienen. Die DP
will kommende Woche ihr eige-
nes Konzept zur Sprache
bringen.

Liberale Akzente
Für die Liberalen ist die Ge-
meinde ein Dienstleistungsun-
ternehmen. Jede Kommune
müsse eigenständig oder im re-
gionalen Verbund ihren Bürgern
die vorgeschriebenen Dienstleis-
tungen anbieten, welche dies
sein sollen, sei gegebenenfalls
noch zu überprüfen.

Der Bürger sei Kunde. Ein An-
gebot an neuem Gemeindeser-
vice müsse in einem demokrati-
schen Prozess ermittelt werden.

Nicht jede Gemeinde habe die
gleichen Sorgen. Die Prioritäten
seien unterschiedlich. Die An-
sprüche der Bürger ebenso. Den
Interessen könne man am besten
mit demokratischen Entschei-
dungsprozessen begegnen.

Als Keimzelle der Demokratie
müsse in der Gemeinde Mitbe-
stimmung konkret gelebt wer-
den, meinen die Liberalen. Die
öffentlichen Mittel seien effizient
einzusetzen. Die Stärkung der
Gemeindeautonomie müsse mit
einer kohärenten Landespla-
nung gekoppelt werden. Inter-
kommunale oder regionale Pla-
nung sollten die Regel sein. Nur
so sei das Ende der Kirchturm-
politik herbeizuführen.

In großen Ortschaften wünscht
sich die DP einen hauptberufli-
chen Bürgermeister. (LZB)
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CDU/CSU-Freundeskreis Luxemburg

Die Politik ist zum Handeln verdammt
Referat von Bernhard Worms über den demographischen Wandel

Der Referent des Abends, Bernhard
Worms.

Die ESU (Europäische Senioren
Union) wurde am 7. November
1995 in Madrid gegründet. Sie ist
von der Europäischen Volkspar-
tei (EVP) anerkannt.

Auf Einladung des CDU/CSU-
Freundeskreis Luxemburg hielt
der Vorsitzende der ESU, Bern-
hard Worms, kürzlich ein Refe-
rat zum Thema „Demogra-
phischer Wandel: Konsequenzen
für das politische Handeln der
EU-Staaten“. 

Die Alterspyramide, so der
Redner, habe sich verändert und
so erfreulich das gesunde Altern
der Bevölkerung auch sei, so be-
dauerlich sei es, dass in Deutsch-
land die Zahl der Neugeborenen
sehr niedrig bleibe. Der demo-
graphische Wandel habe natür-
lich Konsequenzen auf das politi-
sche Handeln und man sollte
überlegen, in welchem Maße die
heutige Verhaltensweise der

Menschen die Gesellschaft von
Morgen beeinflussen könne. Die
Lebensart und die Gesellschaft
haben sich, laut Worms, im

Laufe der Jahrzehnte viel verän-
dert und es stelle sich die Frage,
in welcher Gesellschaft man zu-
künftig leben möchte. Ohne jegli-
chen Opportunismus müsse die
Politik die Wahrheit bekennen
und man solle wissen, wer zu-
künftig die notwendigen Beiträge
zahlen müsse, um das Gleichge-
wicht zu halten, so der Experte.

Sollte die obligate Rentenversi-
cherung nicht mehr ausreichen,
das Kapital zum Bezahlen der
Renten zu beschaffen (um das
Jahr 2030 oder 2050), müsse
man sich nach anderen Lösun-
gen umsehen. 

Worms fragte sich ebenfalls,
wie man den Lebensstandard
definieren könne, wieviele Ar-
beitsjahre notwendig seien, um
Renten aufzubauen und zu wel-
chem Zeitpunkt die Renten aus-
bezahlt werden könnten. Was
früher zur Normalität gehörte –

die jungen Leute zahlen für die
ältere Generation – werde mit
der aktuellen demographischen
Lage in Deutschland nicht mehr
möglich sein.

Solidarität der Generationen
Kinder kriegen und Kinder erzie-
hen, müsse positiver gesehen
werden, meinte Worms, und je-
der sollte sich bewusst sein, dass
es ohne Verzicht nicht mehr wei-
tergehen könne. Der Arbeit der
Mütter und Erzieherinnen zu
Hause müsse ein größerer Stel-
lenwert in der Gesellschaft ge-
währt werden, dasselbe gilt
ebenfalls für die Solidarität unter
den Generationen. 

Zum Thema Gesundheit wies
der Referent auf die Prävention,
die Ernährungslehre, die sportli-
lichen Aktivitäten, das Nicht-
Rauchen und einen mäßigen Al-
koholkonsum hin. Der Wunsch

eines jeden Seniors sei es, in
Gesundheit alt zu werden und so
müsse jeder lernen, richtig mit
seinem Körper umzugehen. Der
Natur- und Umweltschutz ge-
höre selbstverständlich auch zu
dieser Prävention.

Ferner betrachtete Worms
auch die längere Studienzeit der
Jugendlichen, „die oft erst spät
auf den Arbeitsmarkt kommen“
und die daraus folgenden Zahlen
für die Sozialbeträge. 

Sollten Menschen vielleicht
länger als 65 Jahre arbeiten
müssen, bevor sie in Rente gehen
können? 

Diese und andere Fragen im
Bereich der Solidarität und der
Finanzierung der Renten gehör-
ten zu dem interessanten Referat
von Worms, der das politische
Handeln der europäischen Staa-
ten als wichtige Aufgabe für die
Zukunft bezeichnete. (Csk)


